
Die Konjunktur
ist nur fit gespritzt

Europas Wirtschaft hat sich

nicht erholt, sondern wird

noch immer von staatlichen

Hilfen gestützt. Ein harter

Sparkurs ist daher gefährlich

GUSTAV HORN

V
olkswirte lieben Vergleiche aus
der Welt der Medizin. Nehmen

wir also einmal an, Sie hatten einen
beinahe tödlichen Unfall. Dank des
Einsatzes der Notärzte ist Ihr Zu-
stand nun stabil, aber Sie liegen auf
der Intensivstation und sind an
zahllose medizinische Apparate an-
geschlossen. Sie sind zwar erleich-
tert, machen sich allerdings Sorgen,
ob Sie je wieder ganz gesund wer-
den. Irgendwann schaut ein Arzt
vorbei, der Ihnen sagt, alles sei in
Ordnung und dass sie schon bald
aus dem Krankenhaus entlassen
werden. Weil die Rettung Ihres Le-
bens eine Menge Geld gekostet hat,
sollen Sie zudem bereits am nächs-
ten Tag schon wieder zur Arbeit ge-
hen, um Ihre Schulden abbezahlen
zu können. Da würden Sie sich doch
möglicherweise fragen: „Ist es nicht
zu früh?“

Die Frage sollten wir auch vielen
Volkswirten und Politikern vor allem
in Europa stellen. Es wurde viel ge-
tan, um die Weltwirtschaft vor einer
ernsten Depression zu bewahren.
Enorme Geldsummen flossen in die
Rettung von Banken und die Bele-
bung der Wirtschaft. Einerseits hat
dies in einigen Ländern zu einem
dramatischen Anstieg der Staats-
schulden geführt, andererseits wur-
den gewisse Fortschritte erzielt. Man
darf sagen, dass Asien, allen voran
China, die Krise überstanden hat.
Die US-Wirtschaft wächst, aber es
gibt viele Anzeichen dafür, dass das

doch sie sind noch nicht ausrei-
chend wiederhergestellt. 

Solange dies der Fall ist, wird das
billige Geld, das die Zentralbanken
bereitstellen, nicht in billige Kredite
für den Rest der Wirtschaft umge-
setzt werden. Anders ausgedrückt:
Unter den jetzigen Umständen
bleibt die Kreditaufnahme relativ
teuer. Daher ist die Nachfrage nach
Krediten zur Finanzierung von In-
vestitionen und Konsum schwach.
Das behindert das Wachstum und
ist der Grund, warum Fiskalpolitik
derzeit eine so zentrale Rolle bei der
Wiederherstellung der Wirtschafts-
tätigkeit spielt.

Die Überschussländer sind gefragt
Das dritte und größte Hindernis auf
dem Weg zu einer dauerhaften Er-
holung ist jedoch die Fiskalpolitik
selbst. In Griechenland, Spanien
und Irland werden massive Spar-
pakete umgesetzt, Großbritannien
folgt demnächst. Fraglich ist, wie
viel Sparzwang sich die Politik auf-
erlegen muss. Natürlich hat die Ver-
schuldung einiger Staaten derzeit
ein Niveau erreicht, das ganz ein-
deutig nicht tragbar ist. Das macht
eine Konsolidierung des Staatshaus-
halts in naher Zukunft unumgäng-
lich. Wenn aber die Regierung die
Ausgaben kürzt oder die Steuern
erhöht, werden die Einnahmen und
Gewinne der Privathaushalte
schrumpfen, und die Wirtschaft ge-
rät ins Stocken. In diesem Fall kann
Europa eine Rezession und ein Dou-
ble-Dip-Szenario nur mit auslän-
discher Hilfe umgehen. Üblicher-
weise würde man mit einer Abwer-
tung der Währung reagieren. Nur
Großbritannien steht dieser Weg
offen, aber da ohnehin kaum noch
Exportindustrien übrig sind, wäre
dieser Schritt nur sehr begrenzt hilf-
reich. Angemessen wäre es, wenn
diejenigen Länder Europas, die
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Die Politik
insgesamt hat
ihre Fähigkeit
zur Orientie-

rung eingebüßt

Die Erosion der Republik
Hektisch wogt die politische Debatte von Sarrazin zu Atomlaufzeiten. Hinter der kurzlebigen Aufregung jedoch

verlieren Politik und Parteien ihre Deutungshoheit und Bindewirkung VON WERNER WEIDENFELD

D
ie Event-Gesellschaft kann
beglückt sein. Es passiert
viel in der Republik. Da

blickt die Öffentlichkeit gebannt
auf eine merkwürdige Bestseller-
Kampagne eines Bundesbankers.
Die Medien befassen sich in trau-
matischer Hektik mit der denkbar
dürftigen Substanz des Buch-
autors Thilo Sarrazin und seiner
höchst aufgeregten Kritiker.

Geschickt ist auf dünnem Eis das
scharfe, polemische Arrangement
der Datenfitzelchen von Sarrazin
organisiert – aus einer Amtsposi-
tion heraus, von der man distin-
guiert vornehme Zurückhaltung
erwartet. Dann folgt sofort der
Startschuss zum Ausschluss aus
der SPD, zum Rauswurf aus der
Bundesbank, zum Unterschriften-
drama des Bundespräsidenten –
welch eine Ereignisfülle!

Kaum jemand wird sich an bana-
lere Umgangsformen erinnern,
aus denen das Gefühl einer atmo-
sphärischen Staatskrise entstand.
Aber schnell wird in die ersten An-
zeichen von öffentlicher Erschöp-
fung der Aufmerksamkeit hinein
ein neues Thema platziert: die
Laufzeit von Atomreaktoren. Das
Interesse konzentriert sich auf die
stundenlange sonntägliche Kri-
sensitzung im Bundeskanzleramt.
Was früher Ort politischer Ent-
scheidungswürde war, ist zum
Basar für atomare Laufzeiten ver-
kümmert. Natürlich endet die Aus-
einandersetzung der diversen Mi-
nister im Datenkompromiss, des-
sen höhere Sinngebung sich den
meisten Menschen entzieht. 

Es folgt sofort eine demoskopi-
sche Unterfütterung zur Seelen-
lage der Republik: Atemlos wird in

großen Schlagzeilen registriert,
dass 18 Prozent der Mitbürger eine
Sarrazin-Partei wählen würden.
Blicken wir auf ein Fanal an Frem-
denfeindlichkeit? Gleichzeitig al-
lerdings würden 20 Prozent eine
Merz-Partei und sogar 25 Prozent
eine Gauck-Partei wählen. In me-
dialer Erhitzung setzt sich zumin-
dest situativ stimmungsmäßig die
Wanderungsbewegung weg von
den alten Großparteien fort.

Blicken wir nur wenige Tage wei-
ter zurück, um die Hektik punktuel-
ler Aufmerksamkeit genussvoll aus-
zukosten: Da tritt der
Bundespräsident zu-
rück – und auch einige
Ministerpräsidenten.
Die Kontroverse, wer
Kapitän der Fußballna-
tionalelf werden soll,
bannt die Aufmerk-
samkeit. Was früher
„Sommerloch“ hieß,
ist einem permanenten Festspiel-
sommer gewichen: Da wird eine
Debatte über Wehrpflicht wie über
Rente mit 67 geboten, Spekulatio-
nen keimen, wer sich noch wie lang
auf welchem Posten halten wird.
Die Gesellschaft wird also bestens
unterhalten. Zugleich kann man
festhalten: Die Oberflächlichkeit
des politischen Lebens strahlte nie
heller auf als heute.

Der ernstere Blick auf die Tiefen-
dimensionen der Republik forciert
jedoch Besorgnis, Frustration, Pes-
simismus. Das empirische Daten-
material liefert scharfe Profile zur
Befindlichkeit: 
1. In der Geschichte der Bundes-
republik Deutschland war die Dis-
tanz zwischen Bürger und politi-
scher Klasse nie so groß wie heute.

2. Das Vertrauen in die Politik be-
findet sich auf dem niedrigsten
Stand.
3. Die Bindewirkung der Parteien
ist auf ein Minimum geschrumpft.
4. Die Absicht, an einer Wahl teil-
zunehmen, bewegt sich in einem
drastischen Sinkflug.

Hinter diesen dramatischen Be-
funden steckt mehr als eine bloße
Benotung für die jeweilige Regie-
rung, mehr als eine kurzfristige
Stimmungslage. Dahinter steckt
eine tiefe Veränderung des Web-
musters des Politischen in der

Bundesrepublik
Deutschland:

Die Politik insge-
samt, nicht nur die
Regierung, hat ihre
Fähigkeit zur Orien-
tierung eingebüßt. Ihr
fehlt eine Botschaft,
ihr fehlt eine Perspek-
tive, ihr fehlt der

Entwurf eines künftigen Gesell-
schaftsbilds. Zu Zeiten eines Kon-
rad Adenauer und eines Willy
Brandt, eines Helmut Schmidt und
eines Helmut Kohl war die Politik
orientierungsfähig. Da gab es
große Themen, die im Pro und
Kontra die Gesellschaft verban-
den – von der sozialen Marktwirt-
schaft bis zur Entspannungspoli-
tik, von der Nato-Nachrüstung bis
zur Vollendung der deutschen Ein-
heit. Es wurde gerungen um das
Gesellschaftsbild der Zukunft.
Die Politik ist situativ und hektisch
geworden. Themen und Argu-
mente wechseln von Augenblick
zu Augenblick. Das geradezu tech-
nische Detail wird mitgeteilt, aber
nicht erklärt, geschweige denn in
einen Zusammenhang eingeord-

net. So leidet die Politik schwer
unter einem Deutungs- und Erklä-
rungsdefizit.
Komplexe Probleme verlangen
nach Lösungen. Das gilt vom
demografischen Wandel über die
Energieversorgung, das Gesund-
heitswesen bis hin zur Sicherheit.
Lösungen sind aber nicht per
punktuellem Zuruf möglich, nur
im Angebot einer Strategie. Der
Politik ist aber solch strategisches
Denken abhandengekommen.

Gleiches gilt für die einzelnen
Parteien. Keine Kraft ist dem poli-
tisch-kulturellen Dilemma bisher
entkommen. Überall ist der Ver-
trauensbruch wahrzunehmen. Die
Parteienlandschaft wird von ego-
zentrischer Profilierung geprägt.
Kein Parteifreund, kein Koalitions-
partner bleibt von solchen Atta-
cken verschont. Wer erscheint da
noch zuverlässig und authentisch?
Damit verschwindet die einstige
Bindekraft der Parteien.

Diese Dialektik aus oberfläch-
lichem Aktivismus und medialem
Eventmanagement einerseits und
kollabierender Tiefenwirkung an-
dererseits wird die Politik auf mitt-
lere Sicht begleiten. Wer nur auf die
Erosion der Republik blickt, kann
den düsteren Empfindungen nicht
entrinnen. Zuversicht kann nur
eine historische Erfahrung vermit-
teln: Politik ist durchaus lernfähig.
Das Webmuster des Politischen
kann also durchaus wieder zum
Besseren korrigiert werden.
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